Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Der Bundesminister des Innern 

I C 1 - 12 320 - 3 C - 329 1/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Vorschlagwesen in der Bundesverwaltung 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache IV/299 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 

Zu 1. 

Der Erlaß der Bundesregierung über das Vorschlagwesen in 
der Bundesverwaltung (ohne Bundespost und Bundesbahn) vom 
26. April 1961 ist erstmals am 15. Mai 1961 im Gemeinsamen 
Ministerialblatt Nr. 13 S. 259 bekanntgegeben worden. Aner- 
kannte und prämiierte Vorschläge wurden bisher noch nicht 
veröffentlicht; die ersten Veröffentlichungen nach Abschnitt C 9 
oder D 2 stehen kurz bevor. Das hängt damit zusammen, daß 
die Durchführung der Richtlinien zum Erlaß erst gegen Ende 
des letzten Jahres wirksam begonnen hat. 

Zu 2. 

Während einige Ressorts mehrere in ihrem Geschäftsbereich 
prämiierte Vorschläge für die Verbesserung der Verwaltungs- 
arbeit als wesentlich anerkennen, beurteilen andere Ressorts 
den Vereinfachungswert der bei ihnen prämiierten Vorschläge 
geringer. Die bisher vorliegenden Erfahrungen lassen ein ab- 
gewogenes Gesamturteil noch nicht zu. Immerhin ist das Vor- 
schlagwesen bereits vor Einführung in die gesamte Bundes- 
verwaltung durch den Erlaß vom 26. April 1961 in einigen Res- 
sorts mit so befriedigendem Erfolg erprobt worden, daß es an- 
gebracht erschien, ihm eine breitere Grundlage zu geben. Von 
vornherein stand jedoch zu erwarten, daß Verbesserungsvor- 
schläge in den technischen Verwaltungen bedeutende Rationa- 
lisierungserfolge bewirken. Im nicht-technischen Bereich kommen 
regelmäßig nur kleinere Verbesserungen in Betracht, deren 
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große Anzahl insgesamt aber auch zu einer merklichen Ver- 
einfachung der Verwaltungsarbeit beitragen kann. Rege Be- 
teiligung der Bundesbediensteten am Vorschlagwesen hat allein 
schon deshalb Wert, weil es den Arbeitseifer und die Bereit- 
schaft anspornt, persönliche Berufserfahrungen der Bundesver- 
waltung nutzbar zu machen. Die Bundesregierung mißt insofern 
dem Vorschlagwesen auch ideellen Wert bei. 

Zu 3. 

Ein Teil der bisher anerkannten und prämiierten Vorschläge 
ist bereits durchgeführt worden; zum Teil steht die Verwirk- 
lichung unmittelbar bevor. 

Es mag erwähnt werden, daß die nach den besonderen Richt- 
linien der Deutschen Bundesbahn 1961 prämiierten 1615 Vor- 
schläge sämtlich verwirklicht worden sind. Die nach den be- 
sonderen Richtlinien der Deutschen Bundespost 1961 prämiierten 
301 Vorschläge sind oder werden ebenfalls verwirklicht. 

Zu 4. 

Aufgrund vorhandener Erfahrungen, insbesondere auch im Vor- 
schlagwesen der Länder, empfehlen die Richtlinien vom 26. April 
1961, nur Angehörige des öffentlichen Dienstes besonders zur 
Beteiligung aufzurufen. Die breite Öffentlichkeit anzusprechen 
ließe keinen Nutzen erhoffen, der in einem angemessenen 
Verhältnis zum Arbeitsaufwand stünde. Die einschränkende 
Empfehlung in Abschnitt A 2 schließt aber keinesfalls aus, daß 
jedermann Verbesserungsvorschläge anbringen kann, die dann 
nach Abschnitt C 2 Absatz 1 letzter Satz angenommen und wie 
Vorschläge von Verwaltungsangehörigen behandelt werden. 
Die derzeitige Fassung der Richtlinien deckt also bereits den 
aus der Anfrage erkennbaren Wunsch. Die Richtlinien bedürfen 
daher nach Auffassung der Bundesregierung keiner Änderung. 

Zu 5. 

Die Richtlinien der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost, die auf jahrzehntealte günstige Erfahrungen zu- 
rückgehen, berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse dieser 
Betriebsverwaltungen, deren Verhältnisse anders als bei den 
übrigen Ressorts liegen. Die Bundesregierung hat daher die 
Richtlinien für das Vorschlagwesen vom 26. April 1961 mit Ab- 
sicht insoweit nicht für anwendbar erklärt. 

Von der Einbeziehung der Deutschen Bundesbahn und der Deut- 
schen Bundespost ist keine Vereinfachung zu erwarten. Ob die 
Richtlinien in anderer Weise vereinfacht werden können, wird 
von ihrer weiteren Erprobung abhängen. Die Bundesregierung 
wird jede Möglichkeit, die sich hier abzeichnen sollte, wahr- 
nehmen. 


In Vertretung 

Dr. Anders 
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